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Der Freiburger Friedensaktivist JÜRGEN GRÄSSLIN nimmt deutscheWaffengeschäftemit Diktaturen ins Visier

JahrelanghatDeutschland
dieDiktatur Libyenmit
Waffenbeliefert. Der Frei-
burger Friedensaktivist Jür-
genGrässlin spricht von
einer „heuchlerischenAu-
ßenpolitik“.

HerrGrässlin,welchewestlichen
Waffenmuss dieNato in Libyen
ammeisten fürchten?

Die Nato trifft bei ihren Angrif-
fen auf Gaddafis Streitkräfte, die
auch mit deutschen Waffen be-
liefert wurden. Das ist schon ein
äußert bedenklicher Vorgang,
zumal inLibyenseit langemeine
katastrophale Menschenrechts-
lage herrscht. Auf Demonstrati-
onundfreieMeinungsäußerung
steht die Todesstrafe. Aus
Deutschland wurden militäri-
sche Geländewagen, Störsender,
Hubschrauber sowie Milan-Ra-
keten in einer Stückzahlvon 200
geliefert. Gefertigt wurden diese
Panzerabwehrraketen vom
EADS-Konzern, dessen größter
Anteilseigner dieDaimler AG ist.
Zugleich belieferte die EADS
Großbritannien mit Tornado-
und Eurofighter-Kampfflugzeu-
gen.Waffenlieferungen an beide
kriegführende Parteien sind
eben gut fürs Geschäft.

SeitwannwerdendeutscheWaf-
fen nach Libyen geliefert?

Seit demEndedesWaffenembar-
gos 2004. Dieses menschenver-
achtende Regime hätte zu kei-

nemZeitpunktmitWaffenbelie-
fertwerden dürfen.

Gaddafi hat sich 2004auf die
Seite desWestens geschlagen.
War es danicht aus taktischen
Gründen klug, die Freundschaft

auchmitWaffen zu pflegen?

Traditionell pflegen die Bundes-
regierungen das Prinzip Waffen
gegen Öl oder Sicherheit. In die-
semSinnegenehmigtederBund
Waffentransfers an menschen-

rechtsverletzende Staaten, wie
Kuwait, Oman, Israel, Türkei,
Ägypten, Saudi-Arabien und die
Vereinigten Arabischen Emirate.

Welche Restriktionen gibt es
beimdeutschenWaffenexport?

In Deutschland gilt das Kriegs-
waffenkontrollgesetz, im Falle
des Exports das Außenwirt-
schaftsgesetz. De jure sind die
Ausfuhrregeln scharf formu-
liert. Rot-Grün hat im Jahr 2000
die Menschenrechtsklausel in
die „Politischen Grundsätze
zum Rüstungsexport“
aufgenommen, leider
nur als Absichtserklä-
rung.Die gegenwärtige
Bundesregierung hat
sich für das Primatvon
Wirtschaft und Militär
entschieden und da-
mit gegen Demokratie
undMenschenrechte.

Die Rüstungslobby ist offenbar
so stark, dass sie sich durchsetzt
– egalwer regiert.

Wenn Anträge auf Waffenaus-
fuhren in Krisenregionen ge-
stellt werden, könnte der Bun-
dessicherheitsrat entscheiden,
dass etwa keine Waffen nach Li-
byen, Pakistan oder Mexiko ge-
liefert werden. Stattdessen wur-
den die Waffenexporte unter
Rot-Grün nahezu verdoppelt,
desgleichen nochmals unter
Schwarz-Rot und Schwarz-Gelb.
Im vergangenen Jahrzehnt gab
es also fast eine Vervierfachung
deutscherRüstungstransfers.Al-

le beteiligten Parteien haben
sich zum Handlanger der Rüs-
tungsindustrie gemacht. Die
Menschenrechte sind dabei un-
ter die Panzerketten gekommen.

Mankönnte auch argumentie-
ren:WennDeutschlandnicht
liefert, tun es andere.

Wir kennen Fälle, in denen gera-
dewegenderMenschenrechtsla-
ge Waffenlieferungen untersagt
wurden. Beispielsweise wollte
das Bürgerkriegsland Nepal
2001 G36-Gewehre aus Deutsch-

land haben. Der Königssohn er-
hielt Testwaffen, mit denen er
imStreitMitglieder seiner Fami-
lie erschoss. Der Produzent
Heckler & Koch musste darauf
die Lieferung stoppen–undkein
anderes Land der Welt lieferte
diegewünschten65000Geweh-
re.DieZeitder Scheinargumente
ist vorbei. 1989 gab es noch
400000 Beschäftigte in der
deutschen Rüstungsindustrie,
heute sind es nur noch 80000.
Diese hochqualifizierten Men-
schen könnten in zivilen Beru-
fen endlich Sinnvolles fertigen.

Rüstungsexporte an zwielichtige

Regime sind kaumeinThema
in derÖffentlichkeit.Warum?

Zurzeit ist vieles im Umbruch.
Beispielsweise haben gleich drei
ARD-Politikmagazine jüngst das
Thema aufgegriffen. Dazu wur-
de die Deutsche Friedensgesell-
schaft und das Rüstungsinfor-
mationsbüro (RIB) in Freiburg
mehrfach interviewt, die Presse
berichtete international. Wir
vom RIB in Freiburg haben als
Erste aufgedeckt, dass Ägypten
massiv deutsche Waffen erhielt.
Wenige Tage darauf verhängte

dieBundesregierungei-
nen befristeten Rüs-
tungsstopp.AlsEinstieg
in den Ausstieg fordere
ich einen Rüstungsex-
portstopp an alle men-
schenrechtsverletzen-
den und kriegführen-
den Staaten.

Was sagen Sie zummi-
litärischen Eingreifen in Libyen?

Im Gegensatz zu Ägypten und
Tunesien existiert in Libyen kei-
ne vergleichbare Demokratiebe-
wegung, stattdessen verfeindete
Clans. Der Widerstand definiert
sich nicht gewaltfrei, ein lang-
jähriger Bürgerkrieg droht. Ich
setze auf eine Politik offener
Grenzen und humanitärer
Flüchtlingsbetreuung. Das dik-
tatorische Regime solltemit Em-
bargos bekämpftwerden. Das ist
allemal besser als eine militäri-
sche Eskalation.

DAS GESPRÄCH

FÜHRTE KLAUS RIEXINGER

„Indenvergangenenzehn
JahrenhatDeutschland
dieRüstungsexporte
vervierfacht.“

JürgenGrässlin

„Handlanger der Rüstungsindustrie“

Wollten Sie haben, dass diesemMannWaffen verkauft werden? Von
Deutschland erhielt al-Gaddafi seit 2004 Raketen und andere Waffen
– die nun auch gegen die Nato zum Einsatz kommen. FOTO: AFP


